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GEMEINDE OFTERDINGEN 
Landkreis Tübingen 

 
Satzung über die Benutzung und Erhebung von Gebühren für die kommunalen 

Kindertageseinrichtungen der Gemeinde Ofterdingen  
(Nutzungs- und Gebührensatzung Kindertageseinrichtungen) 

vom 24.03.2026 
 

Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) sowie §§ 2, 13,14 
und 19 des Kommunalabgabengesetz Baden-Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat der 
Gemeinde Ofterdingen am 24.03.2026 folgende Satzung beschlossen: 

 

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

 
(1) Die Gemeinde Ofterdingen betreibt Kindertageseinrichtungen im Sinne von § 22 Sozialge-

setzbuch-Achtes Buch (SGB VIII), § 22 a SGB VIII in Verbindung mit dem § 1 Kinderta-
gesbetreuungsgesetzes für Baden-Württemberg (KiTaG) als öffentliche Einrichtung. Alle 
Kindertageseinrichtungen der Gemeinde Ofterdingen, haben den Zweck, die Aufgaben ge-
mäß § 2 KiTaG bei Kindern im Alter von einem Jahr bis zum Schuleintritt, die ihren Haupt-
wohnsitz in Ofterdingen haben, wahrzunehmen. Die Aufnahme von auswärtigen Kindern, 
ist nur in Einzelfallentscheidungen durch den Träger möglich, gleiches gilt bei einem Weg-
zug. 

 
(2) Die Arbeit in den Kinderbetreuungseinrichtungen richtet sich nach der folgenden Satzung, 

die mit Abgabe des Aufnahmebogens anerkannt wird, und den geltenden gesetzlichen 

Bestimmungen (Sozialgesetzbuch Achtes Buch Kinder- und Jugendhilfe, Kindertagesbe-

treuungsgesetz Baden-Württemberg, Orientierungsplan Baden-Württemberg) mit den 

hierzu erlassenen staatlichen Richtlinien in ihrer jeweils gültigen Fassung. 

 
(3) Die Kindertageseinrichtung trägt durch ein bedarfsorientiertes Betreuungsangebot dazu 

bei, dass Erziehungsberechtigte einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine berufliche Ausbil-

dung absolvieren oder an Qualifizierungsmaßnahmen teilnehmen können. Die Ausgestal-

tung der Öffnungs- und Betreuungszeiten orientiert sich an den örtlichen Bedarfen und 

unterstützt die Vereinbarkeit von Familie und Beruf in nachhaltiger Weise. 

 
 

§ 2 
Aufgaben der Einrichtung 

 
(1) Die Betreuungseinrichtungen haben die Aufgabe, die Erziehung und Bildung der Kinder in 

der Familie zu ergänzen und zu unterstützen. Durch Bildungs- und Erziehungsangebote 

fördern sie die körperliche, geistige und seelische Entwicklung des Kindes. Dabei orientie-

ren sich die Mitarbeiter an den durch Aus- und Fortbildung vermittelten wissenschaftlichen 

Erkenntnissen der Kleinkindpsychologie und Pädagogik sowie an ihren Erfahrungen aus 
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der praktischen Arbeit in den Betreuungseinrichtungen und an den Inhalten des Orientie-

rungsplanes für Bildung und Erziehung für die baden-württembergischen Kindergärten 

 

(2) Die Kinder lernen dort frühzeitig den gruppenbezogenen Umgang miteinander und werden 

zu partnerschaftlichem Verhalten angeleitet. Die Erziehung in den Betreuungseinrichtun-

gen nimmt auf die durch die Herkunft der Kinder bedingten unterschiedlichen sozialen, 

weltanschaulichen und religiösen Gegebenheiten größtmögliche Rücksicht.  

 

§ 3 
Aufnahme 

 
(1) Die zu betreuenden Kinder werden gemäß ihrem Alter in die dafür vorgesehenen Betreu-

ungseinrichtungen aufgenommen. 

 

(2) Ein Kind im Alter von zwei Jahren und neun Monaten kann in den Kindergarten aufgenom-

men werden, wenn: 

 ein freier Platz in der jeweiligen Einrichtung zur Verfügung steht und 

 die Erziehungsberechtigten bzw. der Erziehungsberechtigte einer Erwerbstätigkeit 

nachgehen bzw. nachgeht oder 

 die bzw. der Erziehungsberechtigte sich einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in 

der Schul- oder Hochschulausbildung befinden oder an Maßnahmen zur Eingliede-

rung in den Arbeitsmarkt teilnehmen oder 

 eine besondere Härte besteht. Ob eine besondere Härte besteht, entscheidet der 

Träger. 

 das Kind keinen Krippenplatz inne hat. 

 
(3) Kinder mit und ohne Behinderungen werden, soweit möglich, in gemeinsamen Gruppen 

betreut. Dabei wird berücksichtigt, dass sowohl den Bedürfnissen der behinderten, als 

auch der nicht behinderten Kinder Rechnung getragen wird. Über die Machbarkeit der in-

klusiven Betreuung entscheidet der Träger im Einvernehmen mit der Leitung der jeweiligen 

Kinderbetreuungseinrichtung. 

  
(4) Die Aufnahme des Kindes in den Kindergarten ist für das jeweils folgende Kindergartenjahr 

bis zum 15.02. eines Jahres beim Träger schriftlich zu beantragen. Die Beantragung erfolgt 

ausschließlich digital über das Anmeldeformular auf der Homepage der Gemeinde Ofter-

dingen. Wenn durch die Erziehungsberechtigten kein Zugang zur digitalen Anmeldung 

möglich ist, kann eine Anmeldung durch persönliches Erscheinen im Rathaus erfolgen. Bei 

Anträgen, die nach dem Anmeldestichtag eingehen, ist mit einer Wartezeit von bis zu 

sechs Monaten bis zur Aufnahme zu rechnen. Die Aufnahme des Kindes erfolgt erst nach 

schriftlicher Zusage durch den Träger. 

 

(5) Jedes Kind ist vor der Aufnahme in die Betreuungseinrichtung nach § 4 des Kindertages-

betreuungsgesetzes ärztlich untersuchen zu lassen. Ein vollständiger Masernschutz nach 

dem Masernschutzgesetz ist Voraussetzung für die Aufnahme in allen Kindertageseinrich-

tungen. 

 

(6) Die Aufnahme des Kindes erfolgt erst nach Eingang der vollständigen Aufnahmeunterla-

gen und der Vorlage einer Bescheinigung über die ärztliche Untersuchung sowie dem 
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Nachweis über den bestehenden Masernschutz. Über die Aufnahme entscheidet der Trä-

ger der Einrichtung. 

 
(7) Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme in eine bestimmte Kinderbetreuungseinrichtung be-

steht nicht. Grundsätzlich gilt der Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz nach § 24 

SGB VIII als erfüllt, wenn das Kind innerhalb der Gemeinde Ofterdingen oder in einer Be-

treuungseinrichtung eines anderen Trägers einen Betreuungsplatz innehat. 

 

(8) Die Personensorgeberechtigten verpflichten sich, Änderungen in der Personensorge so-

wie Änderungen der Anschrift, der privaten und geschäftlichen Telefon-/Mobilnummern der 

Einrichtung unverzüglich mitzuteilen, um bei plötzlicher Krankheit des Kindes oder anderen 

Notfällen erreichbar zu sein. 

 
(9) Eine Aufnahme von Kindern ab drei Jahren in eine Betreuungsform ab 35 Betreuungsstun-

den pro Woche kann nur dann erfolgen, wenn die Personensorgeberechtigten einen ent-

sprechenden Bedarf nachweisen können. Ein entsprechender Bedarf kann begründet wer-

den durch: 

 jede nicht selbstständige Arbeit 

 selbstständige/freiberufliche Tätigkeit 

 Ausbildung 

 Schule, Studium, Sprach- und Integrationskurse 

 Arbeitssuche (Bestätigung der Bundesagentur für Arbeit) 

 Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Sozialgesetzbuches (SGB) 

Zweites Buch (II). 

 Pflegeperson/en nach § 19 SGB XI (Eigenbestätigung des zeitlichen Umfangs, be-

legbar durch Einstufung in Pflegegrad, Leistungen zur sozialen Sicherung der Pfle-

geperson nach § 44 SGB XI, (Nicht-) Inanspruchnahme anderer Hilfen und Unter-

stützungen, zum Beispiel Pflegedienst 

 
Der Träger kann entsprechende Nachweise von den Personensorgeberechtigten verlan-

gen. 

(10) Kinder mit besonderem Betreuungsbedarf können in die Einrichtung aufgenommen wer-
den, sofern ihren Bedürfnissen Rechnung getragen werden kann, ohne dass die Belange 
der übrigen Kinder beeinträchtigt werden. 

 
 

§ 4 
Abmeldung, Ausschluss  

 

(1) Die Abmeldung eines Kindes kann durch die Erziehungsberechtigten nur auf das Ende 

eines Monats mit einer Frist von vier Wochen erfolgen. Bei Abmeldung eines Kindes wird 

für jeden angefangenen Monat die gesamte monatliche Benutzungsgebühr erhoben. 

 

(2) Für den Wechsel in eine andere Betreuungseinrichtung, ist eine Abmeldung erforderlich. 

 
(3) Für Kinder, die in die Schule aufgenommen werden und bis zum Ende des Kindergarten-

jahres eine Betreuungseinrichtung besuchen, ist eine schriftliche Abmeldung zum Ende 
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des Kindergartenjahres nicht erforderlich. Die Abmeldung erfolgt durch den Träger zum 

31.08. eines Jahres. 

Abweichend von Abs. 1 kann das Betreuungsverhältnis eines Kindes, das zum Ende des 

laufenden Kindergartenjahres in die Schule überwechselt, unter Einhaltung der Kündi-

gungsfrist nur bis spätestens zum Ende des Monats April gekündigt werden.  

 

(4) Der Träger der Einrichtung kann das Kind von der weiteren Benutzung ausschließen, wenn  

 die Aufnahme durch unwahre Angaben erreicht wurde,  

 das Kind mehr als vier Wochen unentschuldigt fehlt oder die Einrichtung nur unre-

gelmäßig besucht,   

 das Kind oder die Personensorgeberechtigten wiederholt in grober Weise gegen 

die Ordnung der Einrichtung verstoßen oder den Anordnungen des Personals zu-

widerhandeln,  

 wenn trotz abgestimmter pädagogischer Maßnahmen die Aufsichtspflicht gegen-

über dem Kind dauerhaft nicht gewährleistet werden kann, 

 wenn das Kind durch sein Verhalten die Sicherheit anderer Kinder oder des Perso-

nals erheblich gefährdet und pädagogische Maßnahmen erfolglos geblieben sind, 

 die Erziehungsberechtigten, die in dieser Satzung aufgeführten Pflichten wiederholt 

nicht (z.B. wiederholte Überschreitung der vereinbarten Betreuungszeiten) beach-

ten, 

 die Erziehungsberechtigten oder deren Vertreter mit der Zahlung des Elternbei-

trags mehr als einen Monat im Rückstand sind,  

 erhebliche Auffassungsunterschiede zwischen den/dem Erziehungsberechtigten 

und der Kindertageseinrichtung über die Regelung im Hinblick auf die pädagogi-

sche Arbeit und / oder auf die selbstständige Bewältigung des Weges von der Ein-

richtung zurück nach Hause nicht ausgeräumt werden können, 

 die Erziehungsberechtigten die Zusammenarbeit mit der Betreuungseinrichtung 

verweigern. 

 das betreute Kind aus der Gemeinde Ofterdingen wegzieht. 

 
 

§ 5 
Besuch, Öffnungszeiten, Schließungszeiten, Ferien 

 

(1) Im Interesse des Kindes und der Gruppe soll die Kinderbetreuungseinrichtung regelmäßig 
besucht werden.  
 

(2) Fehlt ein Kind, ist die Gruppen - bzw. Einrichtungsleitung ab dem ersten Tag über die Kita- 
Informations- App zu benachrichtigen.  

 
(3) Die Betreuungseinrichtung ist in der Regel von Montag bis Freitag mit Ausnahme der ge-

setzlichen Feiertage, Ferien der Einrichtung und der zusätzlichen Schließungszeiten ge-
öffnet. Änderungen der Öffnungszeiten bleiben nach Anhörung des Elternbeirates dem 
Träger vorbehalten.  

(4) Der Besuch der Betreuungseinrichtung regelt sich nach der vereinbarten Betreuungszeit. 

Eine Betreuung außerhalb der Betreuungszeit ist durch das Personal nicht gewährleistet. 

Die vereinbarte Betreuungszeit kann einmal im Jahr mit einer Frist von vier Wochen zu 
Beginn eines neuen Kindergartenjahres schriftlich beim Träger beantragt werden. Aus 
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dringenden beruflichen Gründen oder zum Wohle des Kindes, ist eine Änderung der Be-
treuungszeit in Ausnahmefällen auch unterhalb des Kindergartenjahres möglich. 
 

(5) Das Kindergartenjahr beginnt am 01.09. eines Jahres und endet am 31.08. des darauffol-

genden Jahres. 

 

(6) Die Schließzeiten werden vom Träger und der Leitung der Betreuungseinrichtung nach 

Anhörung des Elternbeirates jeweils für ein Jahr festgesetzt. 

 

(7) Zusätzliche Schließungstage können für die Betreuungseinrichtung oder einzelner Grup-

pen aus folgenden Gründen ergeben: 

 behördliche Anordnung 

 Teilnahme des Personals an verpflichtenden Fortbildungen  

 Fachkräfte- bzw. Personalmangel 

 betriebliche Veranstaltungen 

 betriebliche Mängel 

 Streik 

(8) Der Träger der Kinderbetreuungseinrichtungen ist bemüht, eine über die Dauer von drei 

Tagen hinausgehende Schließung der Betreuungseinrichtung zu vermeiden. Dies gilt 

nicht, wenn die Kinderbetreuungseinrichtungen zur Vermeidung der Übertragung anste-

ckender Krankheiten geschlossen werden muss. 

 

 

§ 6 
Benutzungsgebühren (Elternbeitrag) 

 
(1) Für den Besuch einer Kinderbetreuungseinrichtung werden monatliche Benutzungsgebüh-

ren erhoben. 

 
(2) Die Benutzungsgebühr wird unter Berücksichtigung der Anzahl der Kinder unter zwölf Jah-

ren in der Familie erhoben: 

 

(3) Kinder, die nur vorübergehend in der Familie der Gebührenschuldner leben, werden nicht 

berücksichtigt. 

 

(4) Gebührenmaßstab ist: 

 die Betreuungszeit 

 das Alter des Kindes 

 die Anzahl der Kinder in der Familie unter zwölf Jahren 

Stufen Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 

Anzahl der Kinder 

unter zwölf Jahren 

in der Familie 

1 Kind 2 Kinder 3 Kinder 
4 oder mehr 

Kinder 

Gebührensatz 100 % 
80 % 

der Stufe 1 

60 % 

der Stufe 1 

40 % 

der Stufe 1 
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(5) Für Kinder, die bereits mit zwei Jahren und neun Monaten eine Betreuungseinrichtung ab 

drei Jahren (Ü3 Betreuung) besuchen, wird die doppelte Gebühr erhoben. Ab dem Monat, 

in dem das Kind das dritte Lebensjahr vollendet, wird die einfache Gebühr erhoben. 

 

(6) Beim Wechsel von der Kinderkrippe in einen Kindergarten bzw. in die Kindestagesstätte 

wird ab dem Folgemonat die Benutzungsgebühr für den Kindergarten bzw. die Kinderta-

gesstätte erhoben. 

 

(7) Die Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, Änderungen, die für die Berechnung der Be-

nutzungsgebühr relevant sind, unverzüglich dem Träger mitzuteilen. Eine daraus resultie-

rende Änderung der Gebühr wird ab dem Folgemonat der Meldung berücksichtigt. 

 

(8) Die Benutzungsgebühr stellt eine Beteiligung der Erziehungsberechtigten an den gesam-

ten Betriebskosten des Kindergartens dar und ist deshalb auch während der Ferien, bei 

behördlicher Schließung von weniger als einem Monat, bei vorübergehendem Fehlen oder 

bei Abmeldung des Kindes bis zum Ende des Monats, in welchem das Kind aus dem Kin-

dergarten ausscheidet, voll zu bezahlen.  

 

(9) Wurde für Schulanfänger eine Verlängerung des Betreuungsverhältnisses vereinbart, weil 

das Kind an der Ferienbetreuung des Kindergartens teilnimmt und diese im Monat des 

Schuleintritts stattfindet, ist die Benutzungsgebühr für den gesamten Monat zu bezahlen. 

 

(10) Für die Ferienbetreuung in den Kinderbetreuungseinrichtungen wird eine zusätzliche Ge-

bühr erhoben. Die Aufnahme erfolgt durch schriftliche Antragstellung beim Träger. Es kön-

nen Kinder nur bis zur maximal zulässig genehmigten Gruppengröße aufgenommen wer-

den. Die Teilnahme an der Ferienbetreuung ist nur für diejenigen Kinder möglich, die in 

dieser Zeit in einer Betreuungseinrichtung der Gemeinde Ofterdingen angemeldet sind.  

 
(11) Die Höhe der Gebühr für die Ferienbetreuung beträgt ein Viertel des Monatsbetrags pro 

Woche in der gewählten Betreuungsform und wird zum Zeitpunkt der Anmeldung im Ge-

samtbetrag zur Zahlung fällig. 

 
(12) Auf Antrag wird die Kinderbetreuungsgebühr jeweils für die Dauer des laufenden Kinder-

gartenjahres und für die Ferienbetreuung ab dem Monat der Antragstellung um 20 % er-

mäßigt, wenn das monatliche Brutto-Familieneinkommen unter 3.000 € liegt und eine För-

derung durch andere Sozialleistungsträger, insbesondere der wirtschaftlichen Jugendhilfe, 

ausgeschlossen ist. Als Datum der Antragstellung gilt der Tag an dem alle für die Entschei-

dung maßgeblichen Unterlagen dem Träger vorliegen. 

 
 

§ 7  
Entstehung und Fälligkeit der Benutzungsgebühren 

 
(1) Die Benutzungsgebühren entstehen jeweils mit Beginn des Kalendermonats, in dem das 

Kind die Einrichtung besucht. Sie wird zum ersten eines jeden Monats, bei Neuaufnahme 

zum Beginn des Monats des Aufnahmetags, im Gesamtbetrag erhoben. Erfolgt eine Auf-

nahme nach dem 15. eines Monats, wird die hälftige Benutzungsgebühr erhoben. 

 

(2) Die Benutzungsgebühr für die Ferienbetreuung entsteht mit Beginn des Kalendermonats, 

der dem Monat vor Beginn des Betreuungsangebotes vorausgeht. Sie wird im Gesamtbe-

trag erhoben.  
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(3) Die Benutzungsgebühren sind durch Lastschriftverfahren an die Gemeindekasse Ofterdin-

gen zu entrichten.  

 

§ 8 
Gebührenhöhe 

 
(1) Die Gebühren für Kinder ab dem ersten bis zum vollendeten dritten Lebensjahr (U3-Be-

treuung) werden monatlich wie folgt erhoben:  

 

 
 

 
 

 
 

10 Stunden Betreuungszeit pro Woche (U3) 

Stufe (gemäß § 6 Abs. 2) Stufe 1 
1 Kind 

Stufe 2 
2 Kinder 

Stufe 3 
3 Kinder 

Stufe 4 
4 oder mehr Kinder 

ab 01.04.2026 170,00 €  136,00 €  102,00 € 68,00 €  

ab 01.09.2026 176,00 € 141,00 € 106,00 € 70,00 € 

ab 01.09.2027 182,00 € 146,00 € 109,00 € 73,00 € 

16,5 Stunden Betreuungszeit pro Woche (U3) 

Stufe (gemäß § 6 Abs. 2) Stufe 1 
1 Kind 

Stufe 2 
2 Kinder 

Stufe 3 
3 Kinder 

Stufe 4 
4 oder mehr Kinder 

ab 01.04.2026 273,00 €  218,00 €  164,00 € 109,00 €  

ab 01.09.2026 283,00 € 226,00 € 170,00 € 113,00 € 

ab 01.09.2027 292,00 € 234,00 € 175,00 € 117,00 € 

30 Stunden Betreuungszeit pro Woche (U3) 

Stufe (gemäß § 6 Abs. 2) Stufe 1 
1 Kind 

Stufe 2 
2 Kinder 

Stufe 3 
3 Kinder 

Stufe 4 
4 oder mehr Kinder 

ab 01.04.2026 487,00 €  390,00 €  292,00 € 195,00 €  

ab 01.09.2026 504,00 € 403,00 € 302,00 € 202,00 € 

ab 01.09.2027 520,00 € 416,00 € 312,00 € 208,00 € 

35 Stunden Betreuungszeit pro Woche (U3) 

Stufe (gemäß § 6 Abs. 2) Stufe 1 
1 Kind 

Stufe 2 
2 Kinder 

Stufe 3 
3 Kinder 

Stufe 4 
4 oder mehr Kinder 

ab 01.04.2026 567,00 €  454,00 € 340,00 € 227,00 €  

ab 01.09.2026 585,00 € 468,00 € 351,00 € 234,00 € 

ab 01.09.2027 604,00 € 483,00 € 362,00 € 242,00 € 
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(2) Die Gebühren für Kinder von drei Jahren bis zum Schuleintritt (Ü3-Betreuung) werden 

monatlich wie folgt erhoben: 
 

 
 

 
 

41 Stunden Betreuungszeit pro Woche (U3) 

Stufe (gemäß § 6 Abs. 2) Stufe 1 
1 Kind 

Stufe 2 
2 Kinder 

Stufe 3 
3 Kinder 

Stufe 4 
4 oder mehr Kinder 

ab 01.04.2026 695,00 € 556,00 € 417,00 € 278,00 € 

ab 01.09.2026 718,00 € 574,00 € 431,00 € 287,00 € 

ab 01.09.2027 746,00 € 597,00 € 448,00 € 298,00 € 

47 Stunden Betreuungszeit pro Woche (U3) 

Stufe (gemäß § 6 Abs. 2) Stufe 1 
1 Kind 

Stufe 2 
2 Kinder 

Stufe 3 
3 Kinder 

Stufe 4 
4 oder mehr Kinder 

ab 01.04.2026 796,00 € 637,00 € 478,00 € 318,00 € 

ab 01.09.2026 822,00 € 658,00 € 493,00 € 329,00 € 

ab 01.09.2027 855,00 € 684,00 € 513,00 € 342,00 € 

30 Stunden Betreuungszeit pro Woche (Ü3) 

Stufe (gemäß § 6 Abs. 2) Stufe 1 
1 Kind 

Stufe 2 
2 Kinder 

Stufe 3 
3 Kinder 

Stufe 4 
4 oder mehr Kinder 

ab 01.04.2026 232,00 €  186,00 €  139,00 € 93,00 €  

ab 01.09.2026 249,00 € 199,00 € 149,00 € 100,00 € 

ab 01.03.2027 267,00 € 214,00 € 160,00 € 107,00 € 

ab 01.09.2027 285,00 € 228,00 € 171,00 € 114,00 € 

35 Stunden Betreuungszeit pro Woche (Ü3) 

Stufe (gemäß § 6 Abs. 2) Stufe 1 
1 Kind 

Stufe 2 
2 Kinder 

Stufe 3 
3 Kinder 

Stufe 4 
4 oder mehr Kinder 

ab 01.04.2026 268,00 €  214,00 €  161,00 € 107,00 €  

ab 01.09.2026 289,00 € 231,00 € 173,00 € 116,00 € 

ab 01.03.2027 310,00 € 248,00 € 186,00 € 124,00 € 

ab 01.09.2027 330,00 € 264,00 € 198,00 € 132,00 € 
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§ 9 
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner 

 sind die sorgeberechtigten Personen, in deren Haushalt das Kind lebt, das 
den Betreuungsplatz und die Verpflegung in Anspruch nimmt. Als sorgebe-
rechtigte Personen im Sinne dieser Satzung gelten auch Pflegeeltern. 

 ist, wer die Inanspruchnahme eines Betreuungsplatzes beantragt hat. 

(2) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 

 
§ 10 

Mittagstisch 
 

(1) Kinder, die für die Ganztagesbetreuung (Betreuungszeit über 35 Stunden pro Woche) an-

gemeldet sind, müssen am Mittagstisch teilnehmen. Für die Betreuungsform mit 35 Be-

treuungsstunden pro Woche besteht die Möglichkeit zur freiwilligen Nutzung des Mittags-

tischs. 

 

(2) Die Bestellung und Abrechnung des Mittagessens erfolgt über einen externen Dienstleister 

per App (Installation und Registrierung der App ist erforderlich). Die Abrechnung erfolgt 

nach tatsächlich in Anspruch genommenen Essen. 

 

(3) Der Preis pro Mittagessen setzt sich aus dem vorgebebenen Preis des Lieferanten sowie 

einer Nutzungsgebühr für die externe Dienstleistung (Mensa-App) zusammen. Der Preis 

wird den Personensorgeberechtigten durch den Träger bekanntgegeben. Eine Anpassung 

des Preises kann sich durch eine Preisanpassung des Essenslieferanten bzw. des exter-

nen Dienstleisters ergeben. Dies wird vom Träger rechtzeitig bekannt gegeben. 

 

41 Stunden Betreuungszeit pro Woche (Ü3) 

Stufe (gemäß § 6 Abs. 2) Stufe 1 
1 Kind 

Stufe 2 
2 Kinder 

Stufe 3 
3 Kinder 

Stufe 4 
4 oder mehr Kinder 

ab 01.04.2026 361,00 €  289,00 €  217,00 € 144,00 €  

ab 01.09.2026 373,00 € 298,00 € 224,00 € 149,00 € 

ab 01.09.2027 385,00 € 308,00 € 231,00 € 154,00 € 

47 Stunden Betreuungszeit pro Woche (Ü3) 

Stufe (gemäß § 6 Abs. 2) Stufe 1 
1 Kind 

Stufe 2 
2 Kinder 

Stufe 3 
3 Kinder 

Stufe 4 
4 oder mehr Kinder 

ab 01.04.2026 412,00 €  330,00 €  247,00 € 165,00 €  

ab 01.09.2026 426,00 € 341,00 € 256,00 € 170,00 € 

ab 01.09.2027 439,00 € 351,00 € 263,00 € 176,00 € 
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(4) Eine Änderung des Bestell- und Abrechnungssystems für die Mittagsverpflegung bleibt 

dem Träger vorbehalten. 

 
(5) Eine Abmeldung vom Essen ist von den Eltern direkt über das Bestellsystem vorzuneh-

men. Die Frist hierfür ist bis 8.00 Uhr am selben Tag. 

 
 

§ 11 
Aufsicht 

 
(1) Während der vereinbarten Betreuungszeiten der Einrichtungen ist grundsätzlich das pä-

dagogisch tätige Personal für die ihnen anvertrauten Kinder verantwortlich.  

 
(2) Die Aufsichtspflicht der Personensorgeberechtigten endet in der Regel mit der Übergabe 

des Kindes in den Räumen der Einrichtung an die pädagogisch tätigen Mitarbeiter und 

Mitarbeiterinnen und beginnt wieder mit der Übernahme des Kindes in die Obhut eines 

Personensorgeberechtigten bzw. einer von diesen mit der Abholung bevollmächtigten Per-

son, die das 12. Lebensjahr vollendet haben muss.  

 
(3) Auf dem Weg zur Einrichtung sowie auf dem Heimweg obliegt die Pflicht zur Aufsicht allein 

den Erziehungsberechtigten. Insbesondere tragen die Personensorgeberechtigten Sorge 

dafür, dass ihr Kind ordnungsgemäß von der Einrichtung abgeholt wird. Dem ordnungsge-

mäßen Übergang von dem einen in den anderen Aufsichtspflichtbereich ist jeweils beson-

dere Aufmerksamkeit zuzuwenden.  

 
(4) Bei leicht fahrlässiger Verletzung wesentlicher Vertragspflichten haftet der Träger jedoch 

nur begrenzt auf den vertragstypischen, vernünftigerweise vorhersehbaren Schaden. Eine 

wesentliche Vertragspflicht ist eine Pflicht, die für die Erreichung des Vertragszwecks oder 

für die ordnungsgemäße Erfüllung notwendig ist.  

 
(5) Bei gemeinsamen Veranstaltungen (z.B. Feste, Ausflüge) sind die Personensorgeberech-

tigten aufsichtspflichtig, sofern vorher keine andere Absprache über die Wahrnehmung der 

Aufsicht getroffen wurde. 

 

§ 12 
Regelung in Krankheitsfällen 

 
(1) Für Regelungen in Krankheitsfällen, insbesondere zur Meldepflicht zum Besuchsverbot 

bzw. bei der Wiederaufnahme des Kindes in die Betreuungseinrichtung nach Krankheit, ist 

das Infektionsschutzgesetz maßgebend. Die Personensorgeberechtigten sind durch 

Kenntnisnahme des Merkblattes und ihrer Unterschrift auf der Erklärung zur Mitwirkung 

und Einhaltung dieser gesetzlichen Bestimmungen verpflichtet.  

 
(2) Das Infektionsschutzgesetz bestimmt u.a., dass Ihr Kind nicht in eine Kindertageseinrich-

tung gehen darf, wenn 

 

 es an einer schweren Infektion erkrankt ist wie z.B. Diphtherie, Cholera Typhus 

Tuberkulose und durch EHEC-Bakterien verursachter Brechdurchfall sowie bakte-

rieller Ruhr, 
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 eine Infektionskrankheit vorliegt, die in Einzelfällen schwer und kompliziert verläuft 

bzw. verlaufen kann. Dies sind Keuchhusten, Masern, Mumps, Scharlach, Windpo-

cken, Hirnhautentzündung, Meningokokken-Infektionen, ansteckende Borken-

flechte und Hepatitis, 

 es unter Kopflaus- oder Krätzmilbenbefall leidet und die Behandlung noch nicht 

abgeschlossen ist, 

 es vor Vollendung des 6. Lebensjahres an einer infektiösen Magen-Darm-Erkran-

kung erkrankt ist oder ein entsprechender Verdacht besteht. 

 
(3) Bei schweren Erkältungskrankheiten, bei Auftreten von Hautausschlägen, Halsschmerzen, 

Erbrechen, Durchfall oder Fieber sind die Kinder zu Hause zu behalten. 

 
(4) Zur Wiederaufnahme des Kindes kann der Träger eine Bescheinigung des Arztes verlan-

gen, in der gemäß § 34 Abs.1 IfSG bestätigt wird, dass nach ärztlichem Urteil eine Weiter-

verbreitung der Erkrankung oder der Verlausung nicht mehr zu befürchten ist.  

 
(5) In besonderen Fällen werden ärztlich verordnete Medikamente, die eine Einnahme in der 

Einrichtung während der Betreuungszeit notwendig machen, nur nach schriftlicher Verein-

barung zwischen Personensorgeberechtigten und den pädagogisch tätigen Mitarbeitern 

und Mitarbeiterinnen verabreicht.  

 

§ 13 
Versicherung 

 
(1) Die Kinder sind nach § 2 Abs. 1 Nr. 8a des Sozialgesetzbuches VII gesetzlich gegen Unfall 

versichert:  

 auf dem direkten Weg von und zu den Einrichtungen,  

 während des Aufenthaltes in den Einrichtungen,  

 während aller Veranstaltungen der Einrichtungen außerhalb des Einrichtungsge-

ländes (Spaziergänge, Feste, Waldwoche, usw.).  

Für Kinder ab dem 7. Lebensjahr wird den Eltern empfohlen, eine Haftpflichtversicherung 
abzuschließen. 

(2) Alle Unfälle, die auf dem Weg zur und von der Einrichtung eintreten und eine ärztliche 

Behandlung zur Folge haben, müssen der Leitung unverzüglich gemeldet werden, damit 

die Schadensregulierung eingeleitet werden kann.  

 
(3) Für den Verlust, die Beschädigung und die Verwechslung der Garderobe und anderer per-

sönlicher Gegenstände des Kindes wird keine Haftung übernommen. Dies gilt ebenso für 

mitgebrachte Spielsachen, Fahrräder etc. Es wird empfohlen, alle Sachen des Kindes mit 

seinem Namen zu versehen. 

 
(4) Für Schäden, die ein Kind einem Dritten zufügt, haften unter Umständen die Erziehungs-

berechtigten. 

 

 

§ 14 
Elternbeirat 

 
Die Personensorgeberechtigten werden durch einen jährlich zu wählenden Elternbeirat an der 

Arbeit der Kinderbetreuungseinrichtungen beteiligt.  
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§ 15 
Datenschutz 

 
(1) Personenbezogene Angaben, die im Zusammenhang mit der Erziehung, Bildung und Be-

treuung des Kindes in der Einrichtung erhoben oder verwendet werden, unterliegen den 

Bestimmungen des Datenschutzes. Der Träger gewährleistet die Einhaltung der daten-

schutzrechtlichen Vorschriften.  

 
(2) Eine Datenübermittlung an Personen oder Stellen außerhalb der Einrichtung ist nur zuläs-

sig, wenn eine gesetzliche Übermittlungsbefugnis oder eine freiwillige schriftliche und 

zweckbestimmte Einwilligungserklärung der Personenberechtigten vorliegt. 

 
(3) Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Daten zur Erstellung der Bildungs- und Ent-

wicklungsdokumentation setzt das Einverständnis der Personensorgeberechtigten voraus. 

Die Einwilligung ist schriftlich abzugeben. 

 
(4) Eine Veröffentlichung von Fotos des Kindes in Druckmedien und/oder im Internet erfolgt 

nur mit schriftlicher Einwilligung durch die Personenberechtigten.  

 
 

§ 16 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.04.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Benutzungs- und Elternbei-
tragsordnung für die kommunalen Kinderbetreuungseinrichtungen vom 24.04.2024, sowie alle 
etwaigen Änderungen außer Kraft. 

 

Ausgefertigt am 26.03.2026 

 
 
gez. 
Wagner 
Bürgermeister 
 
Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO:  

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 

(GemO) oder von aufgrund der GemO erlassener Verfahrens- und Formvorschriften beim Zustandekommen dieser 

Satzung ist nach § 4 Abs. 4 der GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch und unter Bezeich-

nung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung bei 

der Gemeinde Ofterdingen geltend gemacht worden ist.  

Wer die Jahresfrist, ohne tätig zu werden, verstreichen lässt, kann eine etwaige Verletzung gleichwohl auch später 

geltend machen, wenn  

- die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung verletzt wurden 
oder 
- der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat oder 
- vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder eine dritte Person die 
Verletzung gerügt hat. 

 
 
 


